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Rechtssatz

Die Beurteilung der Rechtsrichtigkeit der Form der mittels Weisung angeordneten Personalmaßnahme ist nicht auf

eine Grobprüfung hinsichtlich quali>zierter Rechtswidrigkeit beziehungsweise "objektiver" oder "subjektiver" Willkür zu

beschränken. Es hätte nämlich nicht nur die grobe Rechtsunrichtigkeit der für die Anordnung der Personalmaßnahme

gewählten Form, sondern bereits eine im Rahmen einer "Feinprüfung" - hinsichtlich der Wahl der Anordnungsform - als

"schlicht" rechtswidrig zu beurteilende (nämlich unzutreDend in Weisungs- statt in Bescheidform verfügte)

Verwendungsänderung die Rechtsunwirksamkeit der Weisung sowie den Wegfall der diesbezüglichen

BefolgungspFicht zur Folge. Insofern unterliegt daher im gegebenen Zusammenhang (Feststellungsverfahren in

Angelegenheit BefolgungspFicht beziehungsweise Rechtswirksamkeit der hier in Weisungsform verfügten

Personalmaßnahme) die Frage der "Formrichtigkeit" der Anordnung - im Gegensatz zu sonstigen betreDend die

Rechtswirksamkeit einer Weisung lediglich unter dem Blickwinkel von "Willkür" und quali>zierter Rechtswidrigkeit zu

prüfenden Aspekten - demselben "Feinprüfungskalkül" wie die Frage der Zuständigkeit des weisungserteilenden

Organs sowie die Frage nach einem allfälligen Verstoß gegen strafgesetzliche Vorschriften. Dies verkennend unterließ

es das VwG, sich mit der Frage der A-Wertigkeit der der Beamtin mit Weisung übertragenen Arbeitsplatzaufgaben in

konkreter und nachvollziehbarer Weise auseinanderzusetzen.
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